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zwang, Prüfungs⸗ und Docentursſyſtem gegebenen Grundlagen der öſter⸗ 
Inhalt. reichiſchen Studienorganiſation und kommt zu dem Schluſſe, mehrere 
1735 2 na ſpeciell das ſtaatswiſſenſchaftliche Studium betreffende Reformvorſchläge 
Zur Frage der Sein if ee e oa ne zu formuliren ). P. hat ſich feine Aufgabe leichter gemacht. Er ſaßt 
N ei 14 N N Pre gh g von vorneherein nur die Reſorm des ſtaatswiſſenſchaftlichen Univerſitäts⸗ 

ittheilung : RL HR, 0 Me 
Die Beſtellung von Feldhütern ift als eine wirthſchaftliche Maßregel anzuſehen, ſtudiums in's Auge und da er auch dieſe Frage nur flüchtig für den 
deren Koſten zu den zu erwartenden Vortheilen im richtigen Verhältniſſe Rahmen einer Zeitſchrift behandelt hat, aus der uns ein Separatabdruck 
ſtehen ſollen. vorliegt, jo iſt ſeine Schrift an Umfang nur einem Fünftel jener Kl.“s 
Können bei Beſtrafung von Gewerbsübertretungen gleichzeitig mehrere der im gleich. Trotz der enggeſteckten Ziele der Arbeit und trotz ihres curſori⸗ 
‚8 131 der Gewerbeordnung beſtimmten Strafarten zur Anwendung gebracht | ſchen Charakters werden aber die verſchiedenſten akademiſchen Fragen 


werden? 
Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Zur Frage der Reform des ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Studiums an den öſterreichiſchen Uniuerſitäten. 


Seit einer Reihe von Jahren wird die Reform des Studiums der 
Staatswiſſenſchaften in der deutſchen Literatur lebhaft discutirt, Schäffle, 
Naſſe, Jolly, Meyer, Laſpeyres und Dahn haben dieſes Thema im Laufe 
des letzten Decenniums behandelt. 

Im vorigen Jahre ) wurde nun die Frage auch vou Oeſterreich 
aus im weiteſten Umfange geſtellt, indem Lorenz von Stein in einer 
umfaſſenden Schrift (Stuttgart, Cotta, 8., X und 339 ©.) die „Gegen⸗ 
wart und Zukunft der Rechts- und Staatswifſenſchaft in Deutſchland“ 
beleuchtete, und ſeitdem iſt in zwei kleineren Arbeiten die Unterfuchung 
mit Rückſicht auf die ſpecifiſch öſterreichiſchen Studieneinrichtungen fort⸗ 
geführt worden. Es ſind dies die Broſchüren von Prof. Dr. Klein⸗ 
wächter in Czernowitz: „Die rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Facul⸗ 
täten in Oeſterreich“ (Wien, Manz, 1876, 8., IV und 103 S.) und 
von Advocat Dr. Arnold Pann in Wien: „Zur Reform des ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Univerſitätsſtudiums“ (Wien, Fromme, 1877, 8., 20 S.). 

Mit den zwei letztgenannten Schriften wollen wir uns hier 
befaſſen, nicht ihres inneren Werthes wegen, ſondern deßhalb, weil fie 
der Discuſſion die praktiſche Richtung auf die Reform der ſtaatswiſſen⸗ 


ſchaftlichen Studien ſpeciell in Oeſterreich gegeben haben; die Analyſe 


der beiden Schriften ſoll uns der Ausgangspunkt zur Darlegung der 
eigenen Anſicht in der Sache ſein und zugleich unſerem Standpunkt, 
dem der Abwehr weitgehender legislativer Reformen, mit zur Begrün⸗ 
dung dienen. i re 

Kl. beginnt mit einem Rückblicke auf die deutſche Univerſitäts⸗ 
literatur unſeres Jahrhunderts, unterſucht dann die in dem Collegien⸗ 


) Die vorſtehende Arbeit wurde im Jahre 1877 geſchrieben. 
* u be Anm. der Red. 


geſtreift, die Principien der Lernfreiheit ſo gut als jene des juri⸗ 
diſchen Prüfungsſyſtems, und um die ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien für 
die Zukunft zu begünſtigen, werden von den Reformvorſchlägen P.'s im 
Gegenſatze zu jenen Kl.'s auch die Rechtsſtudien im engeren Sinne ergriffen. 
Gehen wir nun des Näheren auf den Inhalt der Schriften ein. 
Kl. ſteht im Allgemeinen auf dem Standpunkte der gegenwärtig 
geltenden juridiſchen Studienordnung (von 1855), er vertritt das Princip 
des bedingten Collegienzwanges und einer Vorprüfung während des 
juridiſchen Quadrienniums, er iſt daher auch gerne bereit, den ſpecifiſch 
juriſtiſchen Theil des Studienplaues als im Großen und Ganzen zweck⸗ 
entſprechend zu bezeichnen. Sein Verlangen geht nur dahin, daß in dem 
Lehrplane der juriſtiſchen Facultäten die Staatswiſſenſchaften den eigent⸗ 
lichen Rechtswiſſenſchaften ebenbürtig gegenüberſtehen, und dazu hält er 
mehrere Maßregeln für nothwendig, ſowohl in dem Syſtem der Vorträge 
als in jenem der Prüſungen. 
Um ſeine Reformvorſchläge zu begründen, ſchickt Kl. zunächſt ein 
Syſtem der Staatswiſſenſchaften voraus. Den Ausgangspunkt der. letzteren 
hätte die „Sociologie“ zu bilden, denn die Geſellſchaft ſei das Subſtrat des 
Staates und auf dieſem Wege würden ferner die Juriſten den großen 
Vortheil haben, naturwiſſenſchaftlich denken zu lernen. „Es iſt leider“, 
ſo entwickelt Kl., „eine unläugbare Thatſache, daß die Jurisprudenz und 
die Naturwiſſenſchaften heute durch eine tieſe Kluft getrennt ſich gegen⸗ 
überſtehen und daß demgemäß die erſtere leicht in Gefahr geräth, den 
realen Boden unter den Füſſen zu verlieren und ſich in unhaltbare philo⸗ 
ſophiſche Syſteme zu verirren (). In der Sociologie dagegen iſt die 
Brücke gefunden, welche von den modernen Naturwiſſenſchaften herüber 
zu den Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften führt.... Das kann Niemand 
läugnen ...... daß die Analogien zwiſchen der menſchlichen Gefellſchaft 


2) In höchſt eigenrhümlicher Weiſe hat Kl. die Aufgabe feiner Schrift in 
der Vorrede präciſirt. Wie (nach Hädelı die Verſteinerungen die „Denkmünzen 
der Schöpfung“, ſo ſeien die Bücher „Denkmünzen“ der Wandlungen der Gedanken 
oder Gedankenſplitter in den Köpfen der Individuen; die vorliegende Schrift 
ſolle demgemäß „lediglich darthuen, wie die beſtehenden Einrichtungen der juri⸗ 
ſtiſchen Facultäten in Oeſterreich und Deutſchland, ſowie die bezüglichen Gedanken 
früherer Forſcher in dem Kopſe eines der vielen Individuen aufgenommen, ver⸗ 
arbeitet und wieder zurück uach Außen reflectirt wurden“ Trotz dieſer rein ſub⸗ 
jectiven Tendenz hofft Kl. aber doch, daß feine Arbeit die Entwicklung der Juriſten⸗ 
Facultäten in Oeſterreich direct oder indirect fördern werde. 


und dem animalen oder vegetabiliſchen Organismus geradezu bewältigend 
und ſchlagend ſind. Die unvermeidlichen Vergleiche zwiſchen beiden würden 
dem Stüdirenden der Rechte eine ſehr willkommene Gelegenheit bieten, 
wenigſtens einen kleinen Emblick in die modernen Naturwiſſenſchaften zu 
gewinnen“ (). Aus der „Sociologie“ müßten ſich ſodann, ſo fährt Kl. 
fort, zwei Aeſte abzweigen, einerſeits die Wirthſchaftswiſſenſchaften, anderer⸗ 
ſeits die Staatslehre oder Staatswiſſenſchaft im engeren Sinne und als 
Schema der zwei Gruppen würden ſich für den Vortrag an den öſter⸗ 
reichiſchen Univerſitäten folgende Reihen ergeben: 

ad a) 1. Nationalökonomie, 2. Statiſtik, 3. Finanzwiſſenſchaft, 
4. Oeſterreichiſches Finanzrecht, 5. Verwaltungslehre, 6. Oeſterreichiſches 
Verwaltungsrecht, 7. Völkerrecht ), 

ad b) 1. Allgemeine Staatslehre, 2. Allgemeines Staatsrecht, 
3. Oeſterreichiſch-ungariſches Staatsrecht. 

Von dieſem wiſſenſchaftlichen Standpunkte aus ſindet Kl., daß 
gegen die Vollſtändigkeit der ſtaatswiſſenſchaſtlichen Vorträge an den 
öſterreichiſchen Univerſitäten im Weſentlichen allerdings kein Einwand 
erhoben werden könne, denn alle in ſeinem Schema angeführten Dis⸗ 
eiplinen würden in der That bis auf die „Sociologie“ vorgetragen. 
Der letztere Mangel könne aber keinen Vorwurf begründen, da die 
Wiſſenſchaft der „Sociologie“ eben erſt im Entſtehen begriffen ſei und 
demgemäß auch an den Univerſitäten Deutſchlands noch keine regel⸗ 
mäßige Vertretung gefunden habe. Kl.'s Bedenken kehren ſich nur gegen 
die Stellung und Behandlung, welche drei der Diseiplinen gegenwärtig 
zu Theil wird, nämlich der „Statiſtik“, der „Verwaltungs⸗ und „Finanz⸗ 
geſetzkunde“, er wünſcht, daß die „öſterreichiſche“ und „europäiſche“ 
Statiſtik der „modernen wiſſenſchaftlichen“ Statiſtik Platz mache, die 
„öſterr. Verwaltungsgeſetzkunde“ einer hiſtoriſch⸗ſyſtematiſchen Darſtellung 
des öſterr. Verwaltungsrechtes, die „öſterr. Finanzgeſetzkunde“ einer 
analogen Behandlung des Finanzrechtes, und zwar ſollen die erſt⸗ 
genannten Fächer in ſpeciellen Collegien ihre Vertretung finden, das 
öſterr. Finanzrecht aber könne auch in die allgemeinen Vorleſungen über 
Finanzwiſſenſchaft einbezogen werden. Weit größer ſind Kl.“s Bedenken 
bezüglich der ſtaatswiſſenſchaſtlichen Prüfungsfächer und Obligatcollegien. 
Nach ſeiner Anſicht hätte die ſtaatswiſſenſchaftliche Staatsprüfung zu 
umfaſſen: 1. Nationalökonomie, 2. Statiſtik, 3. Oeſterreichiſches 
Finanzrecht und Finanzwiſſenſchaft, 4. Oeſterreichiſches Verwaltungs⸗ 
recht, 5. Oeſterreichiſches Staatsrecht, das ſtaatswiſſenſchaftliche Rigoroſum 
hingegen außer den genannten Fächern noch 6. Allgemeine Verwaltungs⸗ 
lehre, 7. Allgemeines Staatsrecht, 8. Völkerrecht und eventuell 9. 
Rechtsphiloſophie, wenn man es nämlich nicht vorziehen würde, die 
letztere in das erſte, ſogenannte rechtshiſtoriſche Rigoroſum einzureihen. 
Die Gegenſtände der Staatsprüfung müßten auch jene der Obligat⸗ 
collegien fein. Die Bifurcation des ganzen Studienſyſtems durch eine erſte 
Staatsprüfung ſoll beſtehen bleiben, nur hätte neben den rechtshiſtoriſchen 
Disciplinen, welche die Grundlage des Studiums des heute geltenden 
Rechtes bilden, die Nationalökonomie als Grundlage der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften in derſelben Platz zu finden. 

Aus alledem ergibt ſich eine Vermehrung des ſtaatswiſſenſchaft⸗ 
lichen Lehr⸗ und Prüfungsſtoffes und Kl. ſchließt daher mit der 
Forderung, daß das juridiſche Quadriennium zu einem Quinquennium 
erweitert werde. Eine ſolche Einrichtung ſei erſtens kein Novum, 
Beiſpiele fänden ſich von Juſtinians Rechtſchule zu Berytus bis zu der 
Studienordnung Maria Thereſia's von 1753 (). Die durch die Ver⸗ 
längerung des Studiums herbeigeführte Vertheuerung desſelben komme 
für die bemittelten Studenten nicht in Betracht und für die unbe⸗ 
mittelten ſei in Oeſterreich ohnehin durch Stipendien in ziemlich muni⸗ 
ficenter Weiſe vorgeſorgt; eine Verlängerung der Studienzeit würde 
übrigens bei dem öſterreichiſchen Volkscharakter nur eine namhafte Er⸗ 
richtung neuer Stipendien zur Folge haben, durch welche jener Uebel⸗ 
ſtand ſehr bald compenſirt würde (11). Im normalen Verlaufe der Dinge 
gelange endlich ein junger Mann ſelten vor dem 30. Lebensjahre 
in jene Stellung, welche ihm die Begründung eines eigenen Hausſtandes 
erlauben würde, denn das öffentliche Vertrauen, das z. B. dem Arzte 


h Von letzterem gibt Kl. zu, daß es mit ebenſo viel Recht unter die ſtaats⸗ 
rechtlichen Vorträge eingereiht werden könne, wir glauben aber, daß es nur dort 
an ſeinem Platze iſt. Daß öſterre chiſches Finanz⸗ und Verwaltungs recht von Kl. 
ohne alles Bedenken unter die Wirthſchaftewiſſenſchaſten eingereiht werden, iſt 
nur aus der ſchwer begreiflichen Identificirung von Verwaltung und Wirthſchaft, 
ſpeciell aus der willkürlichen Uebertragung von Stein's Gliederung der ſtaatlichen 
Verwaltung auf das ökonomiſche Gebiet zu erklären. 
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oder Advocaten ſeinen „Anhang“ zuführe, ſtelle ſich nicht vor dem 
Eintritt in die zweite Hälfte des Lebens ein; es ſei ſomit ziemlich gleich⸗ 
giltig, ob der Einzelne in der erſten Hälfte ſeines Lebens um ein 
Jahr länger auf der Schulbank zurückgehalten werde oder ob er 
dasſelbe in einer anderen untergeordneten Poſition verbringe (1). 
Die Einführung des Quinquenniums ſei unaufſchiebbar, denn in 
Deutſchland arbeite man energiſch daran, das Triennium durch ein 
Quadriennium zu erſetzen und das Ziel werde dort ſehr bald erreicht 
ſein, Oeſterreich ſei alſo nahe daran, den Vorſprung einzubüßen, durch 
welchen es ſich bisher jo vortheilhaft vor Deutſchland auszeichnete (). ) 

Wir wenden uns nun der Broſchüre Pann's zu. Während Kl. 
trotz ſeiner Reformtendenzen im Princip auf dem Boden des Studien⸗ 
ſyſtems von 1855 ſteht, verwirft P. den letzterem zu Grunde liegenden 
Collegien⸗ und Prüfungszwang vollſtändig. Nur eine beſtimmte wöchent⸗ 
liche Stundenzahl ſoll dem Candidaten für jeden Jahrgang vorge⸗ 
ſchrieben, hingegen, wie er dieſelbe unter die einzelnen Fächer vertheilt, 
ganz ſeinem eigenen Ermeſſen überlaſſen ſein. „Wir haben es bei dem 
Univerſitätshörer mit keinem unreifen Schüler mehr zu thuen, welcher 
plan⸗ und ziellos die Unviverſität bezieht. Er weiß bereits, daß er 
einem ſtreng wiſſenſchaſtlichen Berufsleben ſich widmet, und daß es alſo 
ganz ihm überlaſſen bleiben muß, die Pfade, auf welchen er in die 
Hallen der Wiſſenſchaft einziehen kann, ſelbſt ſich zu ebnen“ u. ſ. w. 
Deßhalb ſoll auch jede Friſt beſeitigt werden, innerhalb welcher der 
Candidat eine Prüfung ablegen muß und lediglich „ſacultativ“ (?) ein 
Termin beſtimmt ſein, wann der Univerſitätshörer ſich früheſtens 
einer Prüfung unterziehen darf. 

Von dieſem Standpunkte aus befaßt ſich P. daher mit der 
Regelung des ſtaatswiſſenſchaftlichen Studiums nur inſoſerne, als er 
das Syſtem der Staatsprüfungen einer Kritik unterzieht; ſind die 
Prüfungen entſprechend reformirt, ſo geſtaltet ſich offenbar nach ſeiner 
Anſicht die Organiſation des Studiums von ſelbſt in der richtigen 
Weiſe. 

Die Reformvorſchläge P.'s bezüglich der Staatsprüfungen find 
nun folgende. Jeder Gandidat hat zwei Staatsprüfungen abzulegen, die 
eine umfaßt das geſammte öſterreichiſche Recht („formelles und materielles 
Civil⸗ und Strafrecht, Staats⸗ und Verfaſſungsrecht, Finanz⸗ und 
inneres Verwaltungsrecht“ nach P.'s Terminologie), die andere iſt 
allgemein theoretiſcher Natur und ſoll die Vorbereitung ſowohl für die 
poſitiven Juſtiz⸗ als Verwaltungsfächer nachweiſen. Dieſes vorbereitende 
Examen kann, dies räumt P. ein, ſchon noch zwei Jahren abgelegt 
werden und inſoferne muß er die jetzige Bifurcation des juridiſchen 
Quadrienniums doch im Weſentlichen acceptiren; der Unterſchied von 


) In parenthesi feien einige Worte der Kritik über das Meritoriſche von 
Kl.'s Vorſchlägen geſtattet. 

Was zunächſt den propädeutiſchen Werth der „Sociologie“ betrifft, ſo 
wollen wir davon ganz abſehen, daß wir es hier erſt mit einem Embryo einer 
wiſſenſchaftlichen Disciplin zu thun haben und daß etwas ſo Unfertiges doch 
niemals grundlegende Bedeutung für den Unterricht beſitzen kann, unmöglich 
können wir aber das zweite von Kl. gebrauchte Argument, daß die Juriſten auf 
diefem Wege naturwiſſenfchaftlich denken lernen ſollen, unwiderſprochen laſſen. 
Wenn es auch nicht genügen ſollte, daß die Juriſten juriſtiſch denken, wenn die 
Staatswiſſenſchaften auch einer anderen Baſis bedürften als der geſchichtlichen 
Erfahrung, jo würden jedenſalls gegen Kl.“s Vorhaben, naturwiſſenſchaftliche 
Methode mittelſt der „Sociologie“ zu lehren, die Naturforſcher ſelbſt die lebhafteſte 
Einſprache erheben. Ueber die Wichtigkeit der Nationalökonomie iſt nach Kl. kein 
Wort zu verlieren, ſie bildet ihm zufolge die unentbehrliche Grundlage ſämmt⸗ 
licher Staatswiſſenſchaften. Wir wollen mit einem Profeſſor der Nationalökonomie 
hierüber nicht rechten, das Eine aber ſcheint uns unzweifelhaft, daß wenigſtens 
die Grundlage des Studiums des öſterreichiſchen Staatsrechtes weit mehr in 
jenem des allgemeinen Staatsrechtes im Sinne Kl.'s, nämlich der hiſtoriſchen, 
Analyſe und der Vergleichung des Staatsrechts verfchiedener Länder zu ſuchen 
ſei. Auch darüber wollen wir hinausgehen, daß die Statiſtik als „Methode ſta⸗ 
tiſtiſcher Forſchung“ dem Candidaten deßhalb geläufig ſein müſſe, weil der Be⸗ 
amte in unzähligen Fällen gezwungen ſei, feine Bewe'sführung auf die Statiſtik 
zu ſtützen, allein unerfindlich iſt es uns, wie in einer mündlichen Prüfung für 
ſich allein der Beweis erbracht werden ſolle, daß der Caudidat „ſtatiſtiſch ar⸗ 
beiten“ gelernt habe. Eine mündliche Prüfung wird immer zur deſcriptiven 
Statiſtik zurückkehren und dieſe verbannt ja Kl. aus dem Rahmen der Univerſität, 
obwohl er, zu ſeinem Zwecke wenig glücklich, ſie mit der deferiptiven Anatomie 
vergleicht. Was ſchließlich die Bekämpfung der Einwendungen gegen die Ver⸗ 
längerung des Quadrienniums betrifft, ſo brauchen wir wohl nicht zu begründen, 
weßhalb uns dieſe Art von Beweisführung nicht genügt. Nach Kl. ſtünden wir 
vor der Auſgabe, mit Deutſchland einen Wettlauf um die Länge der Studien 
zu unternehmen; wollte Deutſchland, wie jetzt unſer Quadriennium, ſo ſpäter 
das Quinquennium imitiren, fo müßten wir zum Sexennium übergehen und fo 
fort in infinitum! Wir glauben, es gibt auch eine deductio ad absurdum. 
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dem jetzigen Zuſtande liegt aber vor allem darin, daß die erſte Staats⸗ 
prüfung einen zum Theile anderen Inhalt als das rechtshiſtoriſche 
Examen erhalten ſoll. Die erſte Staatsprüfung ſoll nämlich die Vor⸗ 
bereitungsſtudien für die particulären „Civil⸗ und Strafrechtsfächer“, 
ſowohl als für die particulären „Verwaltungsfächer“ umfaſſen, dazu 
reichen nun nach P.'s Meinung, die hier mit jener Kl.'s zuſammen⸗ 
trifft, die rechtshiſtoriſchen Disciplinen nicht aus, ſondern muß auch ein 
encyclopädiſcher Ueberblick über die gefammten Materien der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften nachgewieſen werden. Während aber Kl. der erſten Staats⸗ 
prüfung den zweifachen Charakter eines rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Examens lediglich durch Beifügung der Nationalökonomie zu den rechts⸗ 
hiſtoriſchen Fächern verſchaffen will, iſt P. der Anſicht, daß die Er⸗ 
reichung dieſes Doppelzwecks nur möglich ſei, „wenn man den Prüfungs⸗ 
ftoff der gegenwärtig beſtehenden rechtshiſtoriſchen Staatsprüfung weſent⸗ 
lich redueirt und dadurch Platz für das Vorbereitungsſtudium zu den 
poſitiven Verwaltungsfächern gewinnt“, beſonders, da man auf eine 
Verlängerung des juridiſchen Quadrienniums nicht hoffen könne. Der 
nöthige Raum wäre nun vor allem zu ſchaffen durch die Beſeitigung 
der deutſchen Reichs⸗ und Rechtsgeſchichte, welche wohl für den Gelehrten 
nicht aber für den Praktiker unumgänglich genannt werden könne, 
ſodann durch die Beſchränkung der Forderungen aus dem römiſchen 
und canoniſchen Rechte auf dasjenige, „was heute noch practiſche 
Bedeutung hat, oder doch wenigſtens zum klaren Verſtändniſſe des 
heutigen Rechtes unentbehrlich iſt. „Römiſches und canoniſches Recht iſt 
nicht gründlich genug (l) zu verlangen, von der römiſchen Rechts⸗ 
geſchichte und vom älteren römiſchen Civilproceſſe jedoch nur ſo 
viel (), als unbedingt nöthig iſt, um die einzelnen Inſtitutionen dieſes 
Rechtsſyſtems genau erfäſſen zu können. Ebenſo ſoll beim canoniſchen 
Rechte weniger Gewicht auf die veralteten, keine praktiſche Bedeutung 
mehr an ſich tragenden Formalia der Canones, als vielmehr auf das 
materielle Kirchenrecht ſammt Eherecht und auf die das Rechtsverhältniß 
zwiſchen Staat und Kirche klarſtellenden Pablica ecclesiastica 
gelegt werden“. In die frei gewordene Lücke hätten ſodann als Präpädeutik 
des öffentlichtn Rechtes „Encyclopädie der Rechts⸗ und Staatswiſſen⸗ 
ſchaften, Volkswirthſchaftslehre, Finanzwiſſenſchaft und Theorie der Stati⸗ 
ſtik“ zu treten, „da dieſe Fächer keinem Studirenden irgend welche Schwierig⸗ 
keiten bereiten und als angenehme Abwechslung Jedem von Intereſſe find“. 

In der Zuſammenziehung des poſitiven öſterreichiſchen Rechtes in 
eine Prüfung am Schluſſe des Quadrienniums ſieht P. eine Bürg⸗ 
ſchaft für ein planmäßigeres und intenſiveres Studium, insbefondere 
aber dafür, „daß die innere Wechſelbeziehung der einzelnen Prüfungs⸗ 
gegenſtände unter einander beim Candidaten viel klarer zum Ausdruck 
gebracht werde, als dies gegenwärtig der Fall iſt“. Da er aber von 
vorneherein überzeugt iſt, die Gegner der Cumulirung nicht bekehren 
zu können, ſo läßt er die Zweitheilung des Examens gelten, in der 
Weiſe, daß die Ablegung der judiciellen Staatsprüfung bereits nach 
dem ſiebenten Semeſter geſtattet und nur für die adminiſtrative die 
Abſolvirung des Quadrienniums gefordert würde.“) 

(Schluß folgt.) 


5) Wir verzichten von vorneherein darauf, die Inconſequenzen und Unge⸗ 
nauigkeiten, welche in der flüchtig hingeworſenen Schrift an vielen Stellen vor⸗ 
kommen, ſämmtlich nachzuweiſen; nur über einige der ärgſten müſſen wir eine 
Bemerkung machen. 2 4 

Wenn P. die Vorrückung der judiciellen Staatsprüfung an das Ende 
des ſiebenten Semeſters damit motivirt, daß dem Candidaten das ganze achte 
Semeſter für die Disciplinen der adminiſtrativen Prüfung frei bleiben ſolle, ſo 
haben wir dagegen nichts einzuwenden. Wenn er aber weiter ſagt, „der Candidat 
würde dadurch angeeifert, ſchon im dritten Jahre, wo gewöhnlich, Angeſichts des 
jetzt ſo weit liegenden Prüfungstermines, faſt gar nicht intenſiv ſtudirt wird, 
ernſter an das Studium der judiciellen Fächer denken“, ſo können wir nicht 
umhin, in dieſem Satze die einſchneidendſte Verurtheilung jenes Syſtems der 
Collegien⸗ und Prüfungsfreiheit zu erblicken, welches P. im Eingange mit fo 
viel Eifer angeprieſen hat. Wenn man ferner den Standpunkt P. s, daß eine 
glückliche Prüfungsreform im Falle der Lehrfreiheit die wünſchenswerthe Studien⸗ 
einrichtung von felbſt mit ſich bringe, auch unbeſchränkt acceptiven wollte, fo kann 
man doch unmöglich die Staatsprüfungen als allein maßgebend betrachten, ſondern 
müßte vor allem die Rigoroſen berückſichtigen. Der Druck der letzteren auf die 
Vorleſeordnung würde ſich aus einem zweifachen Grunde geltend machen, erſtens, 
da die Examinatoren zugleich die akademiſchen Lehrer, und zweitens, da die 
Rigoroſen nicht nur akademische, ſondern in gewiſſem Sinne auch Staatsprüfungen 
find. Was ſchließlich P. s Meinung betrifft, Nationalökonomie, Finanzwiſſenſchaft, 
Theorie der Statiſtik bereiteten keine Schwierigkeiten und wären als Abwechslung 
jedem Studenten angenehm, jo würden wir, wenn wir gleich P. von der Richtig⸗ 
keit dieſer überraſchenden Entdeckung überzeugt wären, wie den wiſſenſchaftlichen, ſo 
auch den propädeutiſchen Werth dieſer Disciplinen ſehr gering anſchlagen. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Beſtellung von Feldhütern iſt als eine wirthſchaftliche Maß⸗ 
regel anzuſehen, deren Koſten zu den zu erwartenden Vortheilen 
im richtigen Verhältniſſe ſtehen ſollen. 


Die Landesſtelle in Schleſien hat unterm 7. März 1877, 
Z. 2036, folgende Entſcheidung gefällt: 

„Dem Geſuche der Gemeinde J. um Enthebung der ihr nach 
$ 16 des ſchleſ. Feldſchutzgefetzes vom 30. Juni 1875 obliegenden 
Verpflichtung zur Beſtellung eines Feldſchutzperſonales, wird nach ge⸗ 
pflogenem Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe keine Folge ge⸗ 
geben, da die Erfahrungen im ganzen Lande daſür ſprechen, daß das 
Feldgut in der nächſten Nähe von Städten immer mehr den Feld⸗ 
freveln ausgeſetzt iſt, da weiters den Stadtbewohnern, welche auch 
Grundſtücke außerhalb der Stadt beſitzen, die Ueberwachung derſelben 
in eigener Perſon viel ſchwieriger iſt, als den Landbewohnern, und 
weil endlich in dem Geſuche als Hauptgrund die durch die Aufſtellung 
des Feldſchutzperſonales eintretende Mehrbelaſtung der Steuerträger hin⸗ 
geſtellt wird, dieſer Umſtand jedoch nach dem Geſetze nicht als Ent⸗ 
hebungsgrund angeſehen werden kann“. 

Die Grundbeſitzer von J. reichten dawider den Miniſterialrecurs 
ein, in welchem vor Allem die Arrondirung und ſomit die leichte 
eigene Ueberwachung des Grundbeſitzes betont, ferner angeſührt wurde, 
daß die Entlohnung eines entſprechend zahlreichen und verläßlichen 
Feldſchutzperſonales viel zu hoch zu ſtehen käme, während ſchon die 
beftehenden Laſten den Grundbeſitzern ſchwer ſeien. In J. wirke die 
Aufſicht des einzelnen Grundbeſitzers ausreichend, um zu erzwecken, was 
durch Beſtellung eines eigenen Feldſchutzperſonales bewerkſtelligt werden 
wolle. Es ſei unnöthig, daß ein Schutz aufgedrungen werde. Die 
Grundbeſitzer würden ſich ſelbſt ſchützen und ſie verzichten auf Hilfe 
eines eigens beſtellten Feldſchutzperſonales. Sie baten endlich, daß der 
Schutz ihres Feldgutes ihnen ſelbſt überlaſſen würde, weil ſie hiedurch 
beſſer daran ſeien als durch theuere Bezahlung von Feldhütern, die am 
Ende ſelbſt wieder eines Hüters bedürfen. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium fand unterm 11. September 1878, 
3. 9330, dem Recurſe Folge zu geben und in Gemäßheit des § 16 
des Feldſchutzgeſetzes vom 30. Juni 1875, L. G. Bl. Nr. 21, die 
Grundbeſitzer von J. derzeit und ſolange, bis ſich durch häufiger vor⸗ 
kommende Feldfrevel die Nothwendigkeit der Beſtellung eines eigenen 
beſoldeten Feldſchutzperſonals herausſtellen ſollte, von der angeordneten 
Beſtellung zu entheben aus nachſtehenden Gründen: Es liegt 
nicht vor, daß in der Gemeinde J. eine größere Anzahl von Feld⸗ 
freveln vorgekommen ſind, welche die angeordnete Beſtellung nothwendig 
machen, vielmehr wird von den Grundbeſitzern hervorgehoben, daß die 
Koſten einer ſolchen Maßregel bedeutend größer ſein würden, als der 
davon zu erwartende Vortheil. Auch von Seite der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft J. wird unter Beſtätigung der im Geſuche der Stadtgemeinde J. 
angegebenen Gründe angetragen, von der Beſtellung eigener Feldhüter 
abzuſehen und auch der Landesausſchuß legt kein beſonderes Gewicht 
darauf, daß auf einer ſolchen Beſtellung beſtanden werde, nachdem die 
betheiligten Intereſſenten von dieſer Verpflichtung mit Rückſicht auf ihre 
wiederholten Einſchreiten enthoben ſein wollen. Aus dieſen Gründen 
und in der Erwägung, daß die Beſtellung von Feldhütern durch die 
Grundbeſitzer als eine wirthſchaftliche Maßregel anzuſehen iſt, deren 
Koſten zu den erwartenden Vortheilen im richtigen Verhältniſſe ſtehen 
ſollen, muß die fragliche Maßregel derzeit als entbehrlich angeſehen 
und gemäß $ 16 des Feldſchutzgeſetzes die Enthebung von derſelben 
ausgeſprochen werden. Ee. 


Können bei Beſtrafung von Gewerbsübertretungen gleichzeitig 
mehrere der im H 131 der Gewerbeordnung heſtimmten Straf: 
arten zur Anwendung gebracht werden? 


Mit Erkenntniß vom 23. Mai d. J., 8. 6457, der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft B. wurde die bereits zweimal wegen unbefugten 
Pfandleih⸗Gerwerbsbetriebes abgeſtrafte Magdalena S. wegen dieſer 
neuerlich begangenen Gewerbsübertretung zu einer Geldſtrafe von 
10 fl. verurtheilt und dieſelbe überdies ihrer Berechtigung zum Betriebe 
des Commiſſions⸗ und Incaſſo⸗Geſchäftes verluſtig erklärt. 


Die k. k. u. 6. Statthalterei erkannte als Recursinſtanz über 
die diesbezüglich von der Magdalena S. eingebrachte Berufung, mit 
bereits rechtskräftig gewordener Entſcheidung vom 27. Juli d. J., 
Z. 19.182, daß ſie das recurrirte Erkenntniß, inſoweit mit demſelben 
die Genannte wegen neuerlicher unbefugter Gewerbs⸗Ausübung ihrer 
Berechtigung zum Betriebe des Commiſſions⸗ und Incaſſo⸗Geſchäftes im 
Sinne des § 138 lit. b der Gew.⸗Ord. verluſtig erkärt wurde, beſtätige, 
nachdem der Thatbeſtand der fraglichen Uebertretung erwieſen ſei und 
die vorausgegangenen wiederholten Beſtrafungen der Recurrentin wegen 
der gleichen Uebertretung ſich als fruchtlos erwieſen hätten. Hingegen 
finde die k. k. Statthalterei das recurrirte Erkenntniß, inwieweit hie⸗ 
durch der Magdalena S. wegen derſelben Uebertretung eine Geldſtrafe 
von 10 fl auferlegt wurde, aus nachſtehenden Gründen zu beheben, 
reſp. dieſelbe von dieſer Strafe loszuzählen. Im § 131 der Gew.⸗Ord. 
ſind die bei Uebertretungen derſelben zu verhängenden Strafen einzeln 
aufgezählt, aus welchem Umſtande gefolgert werden müſſe, daß eine 
cumulative Anwendung dieſer Strafarten nicht im Sinne des Geſetzes 
liege, ſondern immer nur eine derſelben in Anwendung zu kommen 
habe. Dieſe Folgerung ſei umſomehr begründet, als in den beſagten 
Strafarten eine Straſſtei gerung ſtattfindet und ſohin die gleichartige 
Anwendung von zwei verſchiedenen Strafarten den Charakter einer 
doppelten Beſtrafung annehmen würde. Es erſcheine daher die in dem re⸗ 
currirten Erkenntniſſe nebſt der Gewerbsentziehung ausgeſprochene Ab⸗ 
ſtrafung der Recurrentin mit 10 fl. im Geſetze nicht begründet. 

L. 


Geſetze und Berordnungen. 


Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 
Redigirt im Handelsminiſterium. 
Nr. 9. Ausgeg. am 20. Februar. 

Richtigſtellung des Verzeichniſſes der Gebühren, welche die einzelnen, dem 
allgemeinen Poſtvereine angehörigen Länder für Correſpondenzen nach und aus 
dem Vereinsgebiete einheben. H.⸗M. Z. 3738. 11. Februar. 

Anhang: 

Poſtdiſtanz⸗Regulirung im Poſtdirections⸗Bezirke Graz. H.⸗M. Z. 3045. 
13. Februar. 

Nr. 10. Ausgeg. am 25. Februar. 


Verbot der Einfuhr von Weinreben und allen lebenden Bäumen und 
Pflanzen nach Rumänien. H.⸗M. Z. 1179. 16. Februar. 
Hinausgabe eines neuen Briefpoſt⸗Tarifes. H.⸗M. Z. 4962. 18. Februar. 
Nr. 11. Ausgeg. am 2. März. 
Poſtdampſſchiff⸗Verbindung zwiſchen Hamburg und Drontheim. H.⸗M. 
8. 5270. 25. Februar. 
Nr. 12. Ausgeg. am 5. März. 
Frankirung der Fahrpoſtſendungen aus der Schweiz nach Oeſterreich⸗Ungarn 
mit Marken. H.⸗M. Z. 4987. 26. Februar. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Cucy low. H.⸗M. Z. 2952. 25. Februar. 
Errichtung und Auflaſſung von Poſtämtern im königl. ungariſchen Poſt⸗ 
gebiete. H.⸗M. Z. 2952. 25. Februar. 
Namensänderung des Poſtamtes Wagendrüſſel. H.⸗M. Z. 4991. 
25. Februar. 
Nr. 13. Ausgeg. am 8. März. 
Behandlung der unfrankirten Briefe aus Oeſterreich⸗Ungarn nach dem Aus⸗ 
lande. H.⸗M. Z. 5269. 27. Februar. 
Auflaſſung des Poſtamtes Terebleſtie. H.⸗M. Z. 5041. 2. März. 
Auflaſſung des Poſtamtes Dürnfeld. H.⸗M. Z. 5048. 2. März. 
Verlegung des Poſtamtes Sulechow nach Kämyrzö w. H.⸗M. Z. 6023. 
2. März. 
Anhang: 
Diſtanzregulirung in Galizien. H.⸗M. Z. 36.794 ex 1876 (2). 27. Februar. 
Nr. 14 Ausgeg. am 12. März. 

Normalbeſtimmungen über die Dienſtkleidung der zur Kategorie der Diener⸗ 
ſchaft gehörigen Bedienſteten der Poſtanſtalt. H.⸗M. Z. 38.703 ex 1877. 5. März. 
Nr. 15. Ausgeg. am 14. März. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren für aus⸗ 
ländiſche Zeitungen pro zweites Quartal 1878. H.⸗M. Z. 5759. 28. Februar. 
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Ermächtigung des königl. ungariſchen Poſtamtes in Papa zur Vermitt⸗ 
lung von Roftanweifungen über mehr als 500 fl. und von Sendungen mit Nach⸗ 
nahme bis 500 fl. H.⸗M. Z. 6270. 4 März. 

Inſtradirung der Briefpoſtſendungen nach den 
3. 6414. 4. März. 

Reactivirung des Poſtamtes Chrewt. H.⸗M. 3. 5263. 1. März 

An hang: 

Errichtung und Aufhebung von Poſtanſtalten im Königreiche Baiern. H.⸗M. 

3. 3458. 7. März. 


Fidſchi⸗Inſeln. H.⸗M. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Finanzminiſterium Dr. Joſef 
Frh. v. Bezeeny zum Gouverneur der k. k. p. allg. öſterr. Bodenereditanſtalt 
unter Belaſſung des Charakters eines Sectionschefs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bisherigen erſten Dollmetſch bei der Botſchaft 
in Conſtantinopel, Legationsrathe erſter Kategorie ad personam Guſtav Ritter 
v. Kosjek die bei der gedachten Botſchaft in Erledigung gekommene ſhyſtemiſirte 
Legationsrathsſtelle erſter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Dr Benno Ritter v. David den Titel und Charakter eines 
Sectionsrathes taxfrei verliehen 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsräthen des k. und k gemeinſamen 
Ober ſten Rechnungshofes Guftan Möller und Ludwig Seiler den Titel und 
Charakter von Hofſecretären verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrevideuten Franz Dittrich zum Rechnungsrathe beim Rechnungs departe⸗ 
ment der i Statthalterei ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den bisherigen Hilfsarbeiter 
der Bibliothek der Akademie der bildenden Nine Wien iD en u 
Scriptor Dir e ernannt 

Der Reichs⸗Finanzminiſter hat den Rechnungsofficial im Rechnungsdeparte⸗ 
ment des k. und k. Reichs⸗Finanzminiſteriums Jacob ns an Rechnungs⸗ 
rathe daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Eduard Kränz! i . 
rathe für den Bereich der Linzer Finanzieren ernannt. ene 

Der Finanzminiſter hat den Rechnnngsrevidenten Franz Zboril zum 
Hauptſteuereinnehmer bei der nied.⸗öſterr. Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtſecretär Moriz Klein zum Poſtinſpector 
im Handelsminiſterium ernannt. N 


Erledigungen. 


Zwei Secretärsſtellen dritter Claſſe beim nied ⸗öſterr Landesausſchuſſe mit 
der achten Rangsclaſſe, bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 258 
Zwei Finanzconcipiſtenſtellen (1 definitive, 1 proviſoriſche) in der zehnten 
Nun bei den nied ⸗öſterr Finanzbehörden, bis Ende November (Amtsbl. 
15 5 
Amtsprakticantenſtelle ohne Adjutum beim Wiener k k. Hauptzollamte, bis 
Ende November (Amtsbl. Nr. 260) d k 


Kundmachung. 


Bei dem n. ö. Landesausſchuſſe find zwei Secretärsſtellen dritter 
Claſſe, mit der achten Rangſtufe, dem Gehalte von 1400 fl., dann 
zwei Quinquennalzulagen von je 200 fl. und der Activitätszulage 
jährlicher 600 fl., endlich mit dem Anſpruche auf Penſion nach dem 
für die n. ö. Landesbeamten geltenden Normale zu beſetzen. 

Bewerber um dieſe Stellen haben ihre mit dem Taufſcheine, dem 
Nachweiſe über die rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien und den 
Zeugniſſen über die abgelegten Staatsprüfungen, endlich der Nach⸗ 
weiſung über die bisherige Verwendung im öffentlichen Dienſte belegten, 
gehörig geſtempelten Geſuche bis längſtens 20. November d. J. an 
das Einreichungsprotokoll des n. ö. Laudesausſchuſſes, I. Bezirk, 
Herrengaſſe Nr. 13, im 2. Stock, gelangen zu laſſen. 

Schließlich wird bemerkt, daß nach der Dienſtpragmatik für 
Landesbeamte und Diener der Bewerber das 40. Lebensjahr nicht 
überſchritten haben darf. 

Wien, am 28. October 1878. 

Der n. ö. Landesausſchuß. 


Hierzu als Beilage: Bogen 26 und 27 der Er⸗ 
kenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
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